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Der ICC zwischen Recht 
und Macht
Die Immunität schützt Staatsoberhäupter nicht vor Ermittlungen und der Strafverfolgung der 
Den Haager Anklagebehörde. Der Internationale Strafgerichtshof (ICC) hat dies in seiner Recht-
sprechung auch für Nichtvertragsstaaten festgestellt. Diese rechtliche Errungenschaft des Völ-
kerstrafrechts führt zu politischen Angriffen.
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Der Internationale Strafgerichtshof (Interna-
tional Criminal Court – ICC) ist das erste 
ständige internationale Strafgericht, das auf 

Grundlage eines völkerrechtlichen multilatera-
len Vertrags, dem Römischen Statut1, von derzeit 
125 Mitgliedstaaten getragen wird. Als die Keim-
zelle des Völkerstrafrechts gelten die Nürnberger 
Prozesse. Insbesondere war das vom 20. Novem-
ber 1945 bis zum 1. Oktober 1946 durchgeführte 

Verfahren gegen die Hauptkriegsverbrecher Nazi-
Deutschlands historischer Wegbereiter der inter-
nationalen Strafjustiz.2 Nach Nürnberg gab es 
aufgrund der politischen Blockbildung und des 
Ost-West-Konflikts 40 Jahre lang keine sichtbaren 
Entwicklungen. Erst nach dem Zusammenbruch 
der Sowjetunion haben der Krieg im ehemaligen 
Jugoslawien und der Genozid in Ruanda in den 
frühen 1990er-Jahren zur Einrichtung der Ad-
hoc-Tribunale durch die Vereinten Nationen ge-
führt.

Die Idee eines ständigen internationalen Straf-
gerichtshofs konnte nur in diesem politischen Mo-
mentum des Aufbruchs und historischen Zeitfens-
ter der 1990er-Jahre verwirklicht werden. Am 
17. Juli 1998 wurde das Statut des ICC nach kon-
troversen Verhandlungen durch 120 Staaten ange-
nommen, bei 21 Enthaltungen und sieben Gegen-
stimmen. Gegen das Statut und damit gegen die 
Errichtung eines ständigen Strafgerichtshofs stimm-
ten schon damals auch Israel und die USA.3 Heuti-
ge Herausforderungen waren von Beginn des Ge-
richts an im politischen Raum angelegt. Neu sind 
die individualisierten Kriminalisierungsversuche von 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern sowie die An-
griffe auf die richterliche Unabhängigkeit.

Das straf- und völkerrechtliche Mandat

Die Präambel des Römischen Statuts reflektiert die 
Entstehungsgeschichte des Völkerstrafrechts und 
beschreibt das Mandat des ICC. Sie erinnert da-
ran, dass »in diesem Jahrhundert Millionen von 
Kindern, Frauen und Männern Opfer unvorstell-

	 1	 Rome Statute of the International Criminal Court, United Nations Treaty Collection (UNTS), Vol. 2187, S. 3ff., 
treaties.un.org/doc/Treaties/1998/07/19980717%2006-33%20PM/volume-2187-I-38544-English.pdf 

	 2	 Dem Londoner Viermächte-Abkommen vom 8. August 1945 traten 19 weitere Staaten bei, UNTS, Vol. 82, S. 279ff. 
	 3	 Gegen das Römische Statut stimmten China, Irak, Israel, Jemen, Katar, Libyen und die USA.

mailto:geneva@freiheit.org
http://treaties.un.org/doc/Treaties/1998/07/19980717%2006-33%20PM/volume-2187-I-38544-English.pdf
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chen derartige Schritte gegen Regierende mächti-
ger Nichtvertragsstaaten den ICC in besonderem 
Maße zur Zielscheibe von politischen Attacken. 
Völkerstrafrechtlich zugespitzt kommt dies in der 
Frage nach dem Bestehen oder Nichtbestehen von 
Immunitäten zum Ausdruck.

Immunitäten stellen in Verfahren vor nationalen 
wie vor internationalen Gerichten per se eine He-
rausforderung dar. Seit Längerem entwickelt sich 
weltweit ein rechtsstaatlicher Trend gegen Amnes-
tien und Begnadigungen in Fällen internationaler 
Verbrechen. Der ICC selbst hat in seiner Recht-
sprechung eine völkerrechtliche Immunität für 
bestimmte Personenkreise klar verneint. Im Fall 
Saif al-Islam al-Gaddafi entschied die Vorverfah-
renskammer am 5. April 2019, dass Immunitäten 
in Fällen schwerster Verbrechen nicht greifen. Auch 
wenn die rechtlichen Feststellungen des ICC nicht 
automatisch auf nationale Verfahren übertragbar 
sind, senden sie doch ein starkes Signal an die 
internationale Gemeinschaft und die nationalen 
Rechtsordnungen.

Inländische Gerichte zeigen sich immer häufiger 
offen, auch Amtsträger wegen internationaler Ver-
brechen zu verfolgen, und orientieren sich dabei am 
ICC. Ein deutsches Beispiel ist das Urteil des Bun-
desgerichtshofs (BGH) vom 28. Januar 2021, in 
dem ausdrücklich auf die Rechtsprechung des ICC 
im Fall von Omar al-Bashir, dem ehemaligen Präsi-
denten Sudans, Bezug genommen wurde. Demnach 
soll die funktionale Immunität von Amtsträgerin-
nen und -trägern – selbst bei niedrigeren Rängen – 
deren Strafverfolgung nicht verhindern.6

Von besonderer Bedeutung für den ICC ist aller-
dings die Frage der persönlichen Immunität der so-
genannten ›Troika‹ – dem engen Zirkel der Staats- 
und Regierungschefs sowie der Außenministe-
rinnen und -minister. Die persönliche Immunität 
schützt diese Gruppe nach allgemeinen Regeln des 
Völkerrechts vor nationalen Verfahren.7 Nach der 
Rechtsprechung des Gerichtshofs gilt dies aber 
nicht für den ICC, und zwar selbst dann nicht, 
wenn es sich um Staatsoberhäupter, Regierungschefs 
oder Außenminister aus Ländern handelt, die kei-
ne Vertragsstaaten des Römischen Statuts sind.

Nach Artikel 27 gilt das Römische Statut für 
alle Personen gleichermaßen, und zwar ohne Un-
terschied aufgrund ihrer amtlichen Eigenschaft. 
Umgekehrt befreit die amtliche Eigenschaft als 
Staats- oder Regierungschef eine Person in keinem 
Fall von der strafrechtlichen Verantwortlichkeit 

barer Gräueltaten geworden sind, die das Gewissen 
der Menschheit zutiefst erschüttern«, und folgert da-
raus, »dass solche schweren Verbrechen den Frieden, 
die Sicherheit und das Wohl der Welt bedrohen.«4

Die Verantwortlichen müssen zur Rechenschaft 
gezogen werden, unabhängig von ihrer Rolle 
und Machtposition.

Das Mandat formuliert einen moralischen 
Appell und einen rechtlichen Auftrag, der sich ge-
rade an Staatsoberhäupter und Regierende richtet. 
An Dringlichkeit und Aktualität hat das Mandat 
bis heute nichts verloren. Schwerste Verbrechen, 
die die internationale Gemeinschaft als Ganzes be-
rühren, sollen nicht mehr unbestraft bleiben. Es 
geht um die Straftatbestände des Völkermords, 
Verbrechen gegen die Menschlichkeit, Kriegsver-
brechen und das Verbrechen der Aggression.5 Die 
Vision des ICC ist damit nicht geringer als das 
Ende der Straflosigkeit in der Überzeugung, so zur 
Verhütung weiterer Verbrechen beizutragen und 
den Opfern Gerechtigkeit widerfahren zu lassen. 
Das gemischte völker- und strafrechtliche Mandat 
verankert zwei Grundprinzipien, die vor dem Hin-
tergrund der aktuellen Kriege relevanter denn je 
sind: Erstens ist nationale Souveränität kein Argu-
ment für die Straflosigkeit von Völkerrechtsverbre-
chen, weil diese die internationale Staatengemein-
schaft immer als Ganzes betreffen. Und zweitens 
müssen die Verantwortlichen zur Rechenschaft ge-
zogen werden, unabhängig von ihrer Rolle und 
Machtposition.

Keine Frage der Immunität

Der ICC hat jüngst bewiesen, dass er davor nicht 
zurückschreckt. In Ausübung seines Mandats hat 
der Gerichtshof Haftbefehle gegen die Staatsober-
häupter Israels und Russlands erlassen. Grundlage 
und Anknüpfungspunkt für seine Jurisdiktion sind 
mutmaßliche Völkerrechtsverbrechen auf dem Ter-
ritorium von Vertragsstaaten und die Opfer, die sie 
gefordert haben. Der ICC mischt sich also nicht 
etwa ohne rechtliche Handhabe in die Angelegen-
heiten von Nichtvertragsstaaten ein. Dennoch ma-

	 4	 Rome Statute of the International Criminal Court, a.a.O. (Anm. 1).
	 5	 Ebd., Artikel 5.
	 6	 BGH, NJW 2021, 1326 v. 28.1.2021. 
	 7	 Vgl. Bertram Schmitt/Marcus Köhler, Strafprozessordnung und Gerichtsverfassungsgesetz, 69. Aufl., § 20 GVG Rn. 1, 3.



V E R E I N T E NAT ION E N  3 / 2026� 101

Der ICC zwischen Recht und Macht  |  Lissowsky ∙ Schmitt

internationaler Verbrechen. Die Berufungskammer 
des ICC hat dazu mehrfach entschieden, Artikel 27 
sei auch auf amtierende Staatschefs sowie Mitglie-
der der ›Troika‹ anwendbar, deren Länder keine 
Vertragsstaaten des Römischen Statuts sind. Sie 
bestätigte im Fall al-Bashir, dass Jordanien sich 
nicht auf die Immunität als Staatsoberhaupt nach 
Gewohnheitsrecht berufen konnte und die Voll-
streckung des ICC-Haftbefehls hätte umsetzen 
müssen. Über den eindeutigen Wortlaut von Arti-
kel 27 hinaus gebe es weder eine Staatenpraxis 
noch eine Rechtsmeinung (Opinio juris), die das 
Bestehen einer Immunität von Staatsoberhäuptern 
nach Gewohnheitsrecht gegenüber einem interna-
tionalen Gericht stützen würden.8

Die Entscheidungen des ICC stehen im Einklang 
mit der Rechtsprechung des Internationalen Ge-
richtshofs (International Court of Justice – ICJ).9 
Auch das Völkergewohnheitsrecht kann nicht zur 
Rechtfertigung einer persönlichen Immunität he-
rangezogen werden. Im Gegenteil postulieren zahl-
reiche Rechtsnormen und Prinzipien ausdrücklich, 
dass die Stellung als Staats- oder Regierungschef 
den Beschuldigten nicht vor der strafrechtlichen 
Verantwortung internationaler Straftaten schützt. 
Schon Artikel 7 des Statuts des Internationalen 
Militärgerichtshofs (International Military Tribu-
nal – IMT) für den Nürnberger Hauptkriegsver-
brecherprozess war im Jahr 1945 auf die Strafver-
folgung von führenden Nationalsozialisten in Re-
gierung und Ministerien ausgerichtet: »Die amtliche 
Stellung eines Angeklagten, sei es als Oberhaupt eines 
Staates oder als verantwortlicher Beamter in einer 
Regierungsabteilung, soll weder als Strafausschlie-
ßungsgrund noch als Strafmilderungsgrund gelten.«10

Die Frage der Immunität ist damit im interna-
tionalen Strafrecht durch die Rechtsprechung des 
ICC endgültig entschieden. Die individuelle Re-
chenschaftspflicht für internationale Verbrechen 
wird als Prämisse in den internationalen Beziehun-
gen anerkannt. Das ist der große Erfolg des Völker-
strafrechts 80 Jahre nach Nürnberg. Neben der 
rechtlichen Legitimität hat der ICC damit auch 

einer moralischen und ethischen Überzeugung von 
Gerechtigkeit und Rechtsstaatlichkeit Geltung ver-
schafft. Im allgemeinen Sprachgebrauch wird dies 
komprimiert gern auf die Faustformel gebracht, 
niemand stehe über dem Gesetz. Die Justiz muss 
die Politik auch in Zukunft immer wieder daran 
erinnern. Bereits vor Beginn des Nürnberger Pro-
zesses wurde dieses Prinzip vom amerikanischen 
Chefankläger Robert H. Jackson treffend in ei-
nem Bericht an US-Präsident Harry Truman am 
7.  Juni  1945 mit den Worten beschrieben: »Wir 
akzeptieren nicht den Widerspruch, dass die recht-
liche Verantwortung gerade dort am geringsten 
sein soll, wo die Macht am größten ist.«11

	 8	 Vgl. ICC-02/05-01/09-397 v. 6.5.2019. Diese Rechtsansicht ist auch in der Entscheidung der Berufungskammer in der Palästina-Situation 
impliziert, siehe ICC-01/18-423 v. 24.4.2025.

	 9	 Vgl. ICJ, Urteil vom 14.2.2002, Rn. 61.
	10	 Dies findet sich auch im Grundsatz III der Nürnberger Prinzipien, die die völkerrechtlichen Errungenschaften der Charta des Nürnberger 

Tribunals und des Urteils reflektieren; auch in Artikel 7 des ILC-Kodex über Verbrechen gegen den Frieden und die Sicherheit der Menschheit 
sowie Artikel IV der Völkermordkonvention. Diese Grundsätze sind darüber hinaus in verschiedenen Statuten internationaler Strafgerichtshöfe 
kodifiziert, siehe etwa Art. 7, Abs. 2 des ICTY-Statuts zu Jugoslawien und Art. 6, Abs. 2 des ICTR-Statuts zu Ruanda.

	11	 ICC, ICC President’s Keynote Speech »A Tribute to Robert H Jackson – Recalling America’s Contributions to International Criminal Justice«, 
29.3.2019, www.icc-cpi.int/news/icc-presidents-keynote-speech-tribute-robert-h-jackson-recalling-americas-contributions

	12	 So hatte etwa der Haftbefehl gegen den russischen Präsidenten Wladimir Putin zur Folge, dass er eine Einladung zur Teilnahme am G20-Gipfel 
der Industrie- und Schwellenländer im südafrikanischen Johannesburg im November 2025 nicht annahm und bereits zuvor im Juni 2025 das 
Treffen der BRICS-Staaten in Rio de Janeiro hatte absagen und per Videoschalte teilnehmen müssen. 

	13	 Vgl. V-Dem Insititute, Democracy Report 2025, www.v-dem.net/documents/60/V-dem-dr__2025_lowres.pdf

Die individuelle Rechenschaftspflicht für inter-
nationale Verbrechen wird als Prämisse in den 
internationalen Beziehungen anerkannt. 

Während die Ad-hoc-Tribunale der 1990er-Jah-
re noch örtlich und zeitlich begrenzt waren, wird 
der ICC von einer Mehrheit der Staaten getragen. 
Seine Rechtsprechung erhält weltweite Beachtung 
und macht ihn so zu einer realen Bedrohung für 
machtpolitisches und völkerrechtswidriges Regie-
ren. Sein unabhängiges Handeln beeinträchtigt be-
reits durch die ausgestellten Haftbefehle massiv die 
Reisefreiheit der Betroffenen.12 Politische Reaktionen 
und Angriffe gegen den Gerichtshof und seine Be-
diensteten sind daher erwartbare Begleiterschei-
nungen in einer Welt, in der inzwischen knapp drei 
Viertel der Bevölkerung autokratisch regiert wird.13

Rücktritte vom Römischen Statut

Das Jahr 2025 war auch für den ICC eine Zäsur. 
Vier Vertragsstaaten erklärten ihre Abkehr von der 
internationalen Strafjustiz: Neben den drei Ländern 

http://www.icc-cpi.int/news/icc-presidents-keynote-speech-tribute-robert-h-jackson-recalling-americas-contributions
http://www.v-dem.net/documents/60/V-dem-dr__2025_lowres.pdf
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der Sahelzone Burkina Faso, Niger und Mali14, die 
inzwischen von Militärjuntas regiert werden, auch 
Ungarn, ein Mitgliedstaat der Europäischen Union 
(EU). Derartige Rücktritte gab es bereits in der 
Vergangenheit. In den Jahren 2017 und 2019 hat-
ten sich Burundi und die Philippinen aus der Ver-
tragsstaatengemeinschaft zurückgezogen, während 
zu beiden Ländern Vorermittlungen des ICC zu 
Verbrechen gegen die Menschlichkeit liefen. In 
der Situation in Burundi werden die Vorermittlun-
gen aktuell noch immer fortgesetzt.

Der ehemalige philippinische Präsident Rodrigo 
Duterte befindet sich inzwischen in Untersuchungs-
haft in Den Haag, obwohl er den Rücktritt aus dem 
Römischen Statut noch als Staatsoberhaupt erklärt 
hatte. Er war jedoch im März 2025 von der Nach-
folgeregierung nach Den Haag ausgeliefert worden. 
Nach einem bereits eingeleiteten Verfahren kann 
sich ein Beschuldigter auch durch Rücktritt seines 
Staates vom Römischen Statut nicht der Strafverfol-
gung entziehen.15

Selbst Ungarn hat unter der Regierung des frü-
heren Premierministers Viktor Orbán europa-

rechtswidrig den Rücktritt aus dem Römischen 
Statut erklärt. Ungarn ist wie alle EU-Mitglied-
staaten zur Wahrung der Integrität des Römischen 
Statuts und zur uneingeschränkten Unterstützung 
des ICC verpflichtet.16 Doch Orbán suchte gleich-
zeitig den politischen Schulterschluss zu Russland, 
den USA und Israel und bereitete den Besuch des 
israelischen Ministerpräsidenten Benjamin Netan-
jahus vor. Der Rücktrittsentscheidung Ungarns lag 
reiner politischer Opportunismus zugrunde.

Die Rücktritte sind eine Herausforderung für 
den ICC, auch wenn sie nach Artikel 127 des Rö-
mischen Statuts das Recht jedes Vertragsstaats 
sind. Die völkerstrafrechtliche Umsetzung des 
Mandats hängt davon ab, dass der Gerichtshof auf 
möglichst viele Vertragsstaaten bei der zwischen-
staatlichen Kooperation bauen kann.17 Analoge 
Beispiele anderer internationaler Organisationen 
wie die EU nach dem Austritt des Vereinigten Kö-
nigreichs und die Organisation der Vereinten Na-
tionen für Bildung, Wissenschaft und Kultur 
(United Nations Educational, Scientific and Cul-
tural Organization – UNESCO) mit dem Rückzug 
der USA zeigen einen starken institutionellen 
Überlebenswillen. So sind auch Rücktritte oder 
Rücktrittsandrohungen kein Zeichen einer ›Krise‹ 
des ICC, sondern reflektieren vielmehr autokrati-
sche Tendenzen in der Regierungsführung und 
rechtsstaatliche Defizite der betreffenden Ver-
tragsstaaten. Ein Rücktritt ist auch wieder um-
kehrbar, wie der neue Ministerpräsident Ungarns, 
Péter Magyar, beweist. Inzwischen hat er erklärt, 
das Rücktrittsgesuch aus dem Römischen Statut 
der Vorgängerregierung widerrufen zu wollen, 
was das ungarische Parlament Ende Mai tat. Das 
neue politische Momentum in Ungarn ist eine er-
freuliche Entwicklung für den ICC.18

Individualisierte Sanktionen

Von verschiedenen Großmächten wird derzeit eine 
Art hybrider Kampf gegen den ICC geführt. Neue 
Sanktionen und Kriminalisierungsversuche richten 
sich gegen den ICC und sein Personal. Durch An-
griffe auf Richterinnen und Richter soll die Unab-

	14	 Human Rights Watch, Sahel Countries Withdrawal From ICC Endangers Civilians, 24.9.2025, www.hrw.org/news/2025/09/24/sahel-countries-icc-
withdrawal-endangers-civilians

	15	 Vgl. Rome Statute of the International Criminal Court, Art. 127, Abs. 2; siehe dazu auch den Beitrag von Frauke Heidemann in diesem Heft. 
	16	 Vgl. Beschluss des Rats der EU vom 21.3.2011 (2011/168/GASP), der gemäß Art. 288 AEUV verbindlich ist. Zur europarechtlichen Einordnung 

siehe Kai Ambos, Ungarns IStGH-Austritt verletzt EU-Recht, Deutsche Richterzeitung (DRiZ), https://richterzeitung.de/magazine_article/
ungarns-istgh-austritt-verletzt-eu-recht/

	17	 Rome Statute of the International Criminal Court, Art. 86ff.
	18	 Jüdische Allgemeine, Péter Magyar, Netanjahu müsste bei Einreise festgenommen werden, 21.4.2026, www.juedische-allgemeine.de/politik/

peter-magyar-netanjahu-muesste-bei-einreise-festgenommen-werden/

Während der Sitzung des UN-Sicherheitsrats zur Lage in Libyen im Mai 2026 ist Nazhat 
Shameem Khan, stellvertretende Anklägerin des Internationalen Strafgerichtshofs 
(ICC), auf den Bildschirmen zugeschaltet. Sie informierte über die aktuelle Lage in 
Libyen und die Arbeit des Internationalen Strafgerichtshofs.  UN PHOTO/E. DEBEBE

http://www.hrw.org/news/2025/09/24/sahel-countries-icc-withdrawal-endangers-civilians
http://www.hrw.org/news/2025/09/24/sahel-countries-icc-withdrawal-endangers-civilians
https://richterzeitung.de/magazine_article/ungarns-istgh-austritt-verletzt-eu-recht/
https://richterzeitung.de/magazine_article/ungarns-istgh-austritt-verletzt-eu-recht/
http://www.juedische-allgemeine.de/politik/peter-magyar-netanjahu-muesste-bei-einreise-festgenommen-werden/
http://www.juedische-allgemeine.de/politik/peter-magyar-netanjahu-muesste-bei-einreise-festgenommen-werden/
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hängigkeit des Gerichtshofs diskreditiert werden. 
Russland reagierte auf die Haftbefehle des ICC ge-
gen Wladimir Putin und seine Kinderrechtsbeauf-
tragte Maria Lvova-Belova wegen illegaler Depor-
tation von ukrainischen Kindern. Ein Moskauer 
Gericht leitete Strafverfahren gegen Richterinnen 
und Richter und gegen den Leiter der Anklage-
behörde ein. Im Dezember 2025 verkündete es 
schließlich Urteile in Abwesenheit und legte Straf-
maße von drei bis 15 Jahren fest. Gleichzeitig wur-
den die Namen der ›Verurteilten‹ auf einer russi-
schen Fahndungsliste veröffentlicht.

US-Präsident Donald Trump erließ per Exeku-
tivanordnung im Jahr 2025 Sanktionen gegen 
Richterinnen, Richter und Ankläger des ICC. De-
ren Folgen greifen tief in den Lebensalltag der in-
zwischen elf Betroffenen ein.19 Die Richterinnen 
und Richter sowie die Ankläger waren an den 
Haftbefehlen gegen den israelischen Ministerpräsi-
denten Benjamin Netanjahu und Verteidigungsmi-
nister Yoav Gallant beteiligt oder hatten an Ent-
scheidungen mitgewirkt, die Ermittlungen zur Si-
tuation in Afghanistan genehmigten, von denen 
potenziell auch US-Bürgerinnen und -Bürger be-
troffen sein könnten.

Die USA verweigern seither nicht nur den Be-
troffenen, sondern auch ihren nahen Angehörigen 
die Einreise. Bereits ausgestellte Visa wurden an-
nulliert. Gravierender sind jedoch die Folgen für 
bestehende und künftige Vertragsbeziehungen mit 
amerikanischen Unternehmen. Konten der sank-
tionierten Richterinnen und Richter wurden ge-
schlossen. Manche europäischen Banken blockie-
ren sogar Zahlungen und Überweisungen, die in 
Euro und zwischen europäischen Banken ohne jeg-
liche Verbindung zu den USA stattfinden. Darüber 
hinaus wurden Kreditkarten gesperrt und viele 
Anwendungen auf dem Smartphone deaktiviert – 
sei es die des größten Onlinehändlers Amazon, aber 
auch die amerikanischer Bezahldienste wie PayPal, 
Google Pay oder Apple Pay. Die Betroffenen berich-
ten von verschwundenen Büchern im E-Reader. 
Auch Clouds und andere Dienste von Internetan-
bietern sind gesperrt oder gelöscht. Die Sperrung 
der Apple-ID macht Smartphone und Computer 
des Herstellers praktisch unbrauchbar. Die Mono-
polstellung der amerikanischen Techfirmen führt 
faktisch zu einer Entdigitalisierung der Betroffenen. 
Diese soll die Richterinnen und Richter einschüch-
tern und ihre Entscheidungen beeinflussen. Die Sank-
tionen verfehlen jedoch ihr Ziel.

Die Richterinnen und Richter, die in der Palästina-
Situation zu entscheiden hatten, waren sich über die 
möglichen persönlichen Konsequenzen im Klaren. 
Die Androhung von Sanktionen durch die USA lag 
bereits vor ihrer Entscheidung auf dem Tisch. Den-
noch ließen sie sich nicht beeinflussen und entschie-
den im Einklang mit dem Gesetz. Dies ist ein Beleg 
für Integrität und richterliche Unabhängigkeit, der 
höchste Anerkennung verdient. Im weiteren Verlauf 
des Verfahrens hat die Berufungskammer auf einen 
Rechtsbehelf Israels eine rechtlich sehr ausgewoge-
ne Entscheidung zur Zulässigkeit des Verfahrens 
getroffen und Israel teilweise Recht gegeben.20 Da-
nach wurden erneut beteiligte Richter ebenfalls 
von den USA auf die Sanktionsliste gesetzt.21

	19	 Dies zeigen mediale Äußerungen der betroffenen Richter Nicolas Guillout (Le Monde, 19.11.2025), Beti Hohler (Die Zeit, 23.4.2026) und Kimberly 
Prost (The Guardian, 18.2.2026).

	20	 Siehe ICC-01/18-423 v. 24.4.2025.
	21	 Exekutivanordnung 14203, Imposing Sanctions on the International Criminal Court, 15.12.2025.

Die Richterinnen und Richter ließen sich nicht 
beeinflussen und entschieden im Einklang mit 
dem Gesetz.

Die Richterinnen und Richter sowie die Ankla-
gebehörde verfolgen keine politische Agenda – im 
Gegensatz zu den Gegnern des Gerichtshofs. Sie 
entscheiden in voller richterlicher Unabhängigkeit, 
unabhängig von machtpolitischem Druck und mög-
lichen persönlichen Konsequenzen. Trump drohte 
inzwischen, den ICC als Ganzes zu sanktionieren 
(›Entity Sanctions‹). Dies hätte schwerwiegende, 
unter Umständen existenzbedrohende Folgen für 
die Arbeitsfähigkeit des Gerichtshofs. Das bezieht 
sich nicht nur auf die bereits angesprochene weit-
gehende Abhängigkeit von Finanzdienstleistungen 
und IT-Lösungen. Die wichtige Zusammenarbeit 
zwischen nichtstaatlichen Organisationen (NGOs) 
und Opfervertretern könnte durch die US-Sanktio-
nen erschwert werden. Gerade diese Kooperation 
ist für die Aufklärung von Völkerrechtsverbrechen 
unabdingbar, da NGOs oftmals die Ersten sind, 
die Verbrechen dokumentieren und Informationen 
an die Ermittler des ICC weiterleiten.

Institutionelle Resilienz

Der ICC ist sich der politischen Herausforderun-
gen bewusst und versucht, bestmöglich vorbereitet 
zu sein. Angesichts der bereits erteilten und weiter 
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drohenden Sanktionen zeigen der Gerichtshof, sei-
ne Bediensteten, seine Richterschaft und seine Prä-
sidentschaft eine bemerkenswerte persönliche und 
institutionelle Resilienz. Trotz der Sanktionen so-
wie der individuellen Kriminalisierungsversuche 
und Verurteilungen ist der ICC so beschäftigt wie 
nie zuvor. Die Arbeit an allen anhängigen Situatio-
nen und Fällen geht weiter, neue Verfahren kom-
men hinzu.22

Gleichzeitig reagiert der ICC auf die neue geo-
politische Lage. Er versucht, die Abhängigkeit 
vom amerikanischen Zahlungsverkehr und von 
IT-Dienstleistern zu reduzieren. Im Jahr 2025 
zahlte er die Gehälter seiner Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter monatelang im Voraus aus.23 Von 
Microsoft Office wechselt der ICC nun zur Open-
Source-Software des deutschen Zentrums für di-
gitale Souveränität der öffentlichen Verwaltung 
(ZenDiS).24 Dies ist ein bemerkenswerter, gerade-
zu symbolhafter Schritt, um digitale Souveränität 
zu erlangen.

Trotz dieser Maßnahmen darf der Gerichtshof 
auch politisch nicht allein gelassen werden. Schließ-
lich stellen die Sanktionen Richter, Richterinnen 
und Ankläger des ICC im Wesentlichen auf eine 
Stufe mit Mitgliedern terroristischer Organisatio-
nen und Drogenbaronen. Als ein Instrument gegen 
Terroristen und Kriminelle gedacht, werden Sank-
tionen nun gegen diejenigen eingesetzt, die Täter 
zur Rechenschaft ziehen wollen. Sollte sich die Lage 
zuspitzen, muss ernsthaft erwogen werden, auf EU-
Ebene das sogenannte ›EU-Blocking-Statut‹ zum 
Schutz des ICC anzuwenden. Dies würde EU-Un-
ternehmen daran hindern, Sanktionen mit extra-
territorialer Wirkung zu befolgen.25

Die derzeitige Situation ist eine groteske Um-
kehr aller Werte. Es ist ein Versuch, zu demonstrie-
ren, dass politische Macht Einzelner über dem Ge-
setz steht. Würde man dies ohne Gegenwehr zulas-
sen, wäre jede Form von Rechtsstaatlichkeit unter 
den Nationen zunichte gemacht. Ein Rückfall in 
Zeiten der Regellosigkeit wäre vorprogrammiert, in 
denen nur die Dominanz der militärisch oder wirt-
schaftlich Stärkeren gilt.

Es gibt glücklicherweise aber immer noch viele 
Staaten, die an Rechtsstaatlichkeit, Menschenrech-
te und Demokratie festhalten. Sie haben erkannt, 
dass die Gründung des ICC einen bedeutenden 
Schritt im Kampf gegen die Straflosigkeit für die 
schlimmsten Verbrechen gegen die Menschlichkeit 
und damit einen enormen zivilisatorischen Fort-
schritt darstellt. Die EU und die UN haben die 
Sanktionen gegen den ICC verurteilt und ihre Auf-
hebung gefordert. Dies gilt gleichermaßen für eine 
große Mehrheit der Vertragsstaaten des Römi-
schen Statuts. Sie alle stehen gerade auch in dieser 
schwierigen Situation zum ICC und der Idee der 
»Rechtsstaatlichkeit unter den Nationen«26, wie 
Robert H. Jackson es in seiner berühmten Rede vor 
der American Society of International Law in 
Washington, D. C., am 13. April 1945 bezeichnet 
hat, die maßgeblich zum Internationalen Militär-
tribunal von Nürnberg beitrug.

	22	 Im Jahr 2025 gab es zwei Verurteilungen wegen Kriegsverbrechen und Verbrechen gegen die Menschlichkeit in umfangreichen Verfahren, die 
Sudan und die Zentralafrikanische Republik betrafen. Der ICC hat weitere Haftbefehle gegen die Taliban erlassen. Außerdem wurden zwei 
Verdächtige dem Gerichtshof überstellt. Siehe dazu auch den Bericht von Mayeul Hiéramente in diesem Heft.

	23	 Anthony Deutsch/Humeyra Pamuk/Stephanie van den Berg, US Could Hit Entire International Criminal Court With Sanctions Soon, Reuters, 
23.9.2025, www.reuters.com/world/europe/us-could-hit-entire-international-criminal-court-with-sanctions-soon-2025-09-22/

	24	 Leandra Voss, Open Source Observatory (OSOR), International Criminal Court Switches to Open-Source with openDesk, European Commission, 
14.11.2025, https://interoperable-europe.ec.europa.eu/collection/open-source-observatory-osor/news/international-criminal-court-invests-
open-infrastructure

	25	 Das Europäische Parlament hat sich entsprechenden Forderungen des ICC und mehrerer Staaten angeschlossen und die EU-Kommission zum 
Handeln aufgefordert. Bislang wurde die Blocking-Verordnung allerdings noch nicht aktiviert.

	26	 Robert H. Jackson, The Rule of Law Among Nations, American Bar Association Journal, Jg. 31, 6/1945, S. 290–294.

English Abstract
Dr. Michaela Lissowsky · Prof. Dr. Bertram Schmitt
The ICC: Between Law and Power
pp. 99–104

International crimes such as war crimes, crimes against humanity, and 
genocide affect all of humanity. The International Criminal Court’s (ICC) 
mandate carries both a moral appeal and a legal obligation directed 
specifically at heads of state and government. Immunity does not protect 
responsible heads of state from investigation and prosecution by the ICC in 
The Hague. In its case law, the ICC has also ruled that this applies to 
non-states parties. The ICC’s main goal is to achieve justice for victims of 
international crimes. Its legal attempts to fulfill this goal have led to 
political attacks, sanctions, and criminal proceedings against its judges 
and prosecutors.

Keywords: Immunität, Internationaler Strafgerichtshof (ICC), Römisches 
Statut, Sanktionen, Verbrechen gegen die Menschlichkeit, Völkerstrafrecht, 
immunity, International Criminal Court (ICC), Rome Statute, sanctions, 
crimes against humanity, international criminal law

	

http://www.reuters.com/world/europe/us-could-hit-entire-international-criminal-court-with-sanctions-soon-2025-09-22/
https://interoperable-europe.ec.europa.eu/collection/open-source-observatory-osor/news/international-criminal-court-invests-open-infrastructure
https://interoperable-europe.ec.europa.eu/collection/open-source-observatory-osor/news/international-criminal-court-invests-open-infrastructure

